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BESCHLUSS 

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin***Ri*** in der Beschwerdesache ***Bf1***, 

***Bf1-Adr***, Beschwerde vom 13. Februar 2014 gegen den Bescheid vom 1. Jänner 2014 

betreffend Grundsteuermessbetrag des land- u. forstwirtschaftl. Betriebes 01.01.2014 

Steuernummer ***BF1StNr1*** des Finanzamtes für Gebühren, Verkehrsteuern und 

Glücksspiel beschlossen: 

Der Vorlageantrag wird als nicht zulässig zurückgewiesen. 

Gegen diesen Beschluss ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4 

Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulässig. 

 

Begründung 

An die Beschwerdeführerin ***Bf1*** (in der Folge als Bf bezeichnet) als Betreiberin der 

öffentlichen Straße ***1*** wurde im Zuge einer Nachfeststellung ein Einheitswertbescheid 

am 1. Jänner 2014 betreffend den Grundbesitz der Bf erlassen. 

Gleichzeitig wurde auch mit 1. Jänner 2014 der Grundsteuermessbetrag bescheidmäßig 

entsprechend festgestellt. 

Gegen beide Bescheide erhob die Bf Beschwerde am 11. Februar 2014. 

Die belangte Behörde sprach in ihrer Beschwerdevorentscheidung vom 8. April 2014 nur über 

die Beschwerde gegen den Einheitswertbescheid ab, indem sie sie abwies, nicht jedoch über 

die Beschwerde gegen den Grundsteuermessbetrag.  

Auch die Begründung bezog sich ausschließlich auf den Einheitswertbescheid und nahm nicht 

Bezug auf den Grundsteuermessbetrag. 
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Es war auch kein Hinweis vorhanden, dass der Grundsteuermessbetrag vom Einheitswert 

abzuleiten ist und daher als Folge einer Abweisung der Beschwerde gegen den 

Einheitswertbescheid nicht geändert werden kann. 

Auch beinhaltete die Beschwerdevorentscheidung keine Rechtsmittelbelehrung hinsichtlich 

des Grundsteuermessbetrages, wie dies beim Erstbescheid über den 

Grundsteuermessbescheid vom 1. Jänner 2014 der Fall war. 

Demzufolge erging betreffend den Grundsteuermessbetrag keine Beschwerdevorentscheidung 

und die Beschwerde dagegen blieb unerledigt. 

Die Bf stellte in der Folge am 25. April 2014 den Vorlageantrag gem. § 264 BAO an das 

Bundesfinanzgericht betreffend beider Bescheide – auch den Grundsteuermessbescheid. 

Danach legte die belangte Behörde den gesamten Akt dem Bundesfinanzgericht am 11. Juni 

2014 vor.  

Da es ohne Beschwerdevorentscheidung hinsichtlich des Grundsteuermessbescheides keine 

rechtmäßigen Vorlageantrag geben kann, ist dieser unzulässig geworden und daher vom 

Bundesfinanzgericht mit Beschluss zurückzuweisen. 

 

Zulässigkeit einer Revision 

Gegen einen Beschluss des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision gem. Art 133 Abs 4 und Abs 

9 B-VG iVm § 25a Abs 1 VwGG zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, 

der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil der Beschluss von der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt 

oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. 

Diese Voraussetzungen treffen im Beschwerdefall nicht zu. Es liegt keine Rechtsfrage von 

grundsätzlicher Bedeutung vor. 

Demzufolge ist die Revision nicht zulässig. 

 

 

Wien, am 17. Dezember 2021 
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